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Spendenbarometer

Als dreifacher Familienvater, Berufs-
schullehrer und Pastor der evange-
lischen Freikirche ICF Bern (Interna-
tional Christian Fellowship) bin ich 
jeden Tag herausgefordert, Werte zu 
leben und umzusetzen.

Als Familie haben wir uns bis zum 
heutigen Tag auf zwei Werte fokus-
siert: Ehrlichkeit und Genügsamkeit. 
Wir wollen in allen Situationen der 
Wahrheit auf den Grund gehen, ehr-
lich und o� en mit allen Familienange-
hörigen umgehen – von der 3-jähri-
gen Tochter bis zum 42-jährigen Vater. 
Wir sind genügsam und zufrieden 
mit dem, was Gott uns anvertraut hat. 
Sei dies in � nanzieller Hinsicht, im 
Umgang mit der Zeit und im Umgang 
mit persönlichen Aktivitäten.
Als Berufsschullehrer sind gelebte 
Werte im Klassenzimmer unab-
dingbar, wenn ein Klima gescha� en 
werden soll, in welchem «Lernen im 
Alltag» erfolgreich umgesetzt werden 
kann. In meinem Klassenzimmer wird 

A U G E N B L I C K

EVP IST NICHT 2. WAHL
Vertrauen und 
gegenseitiger 
Respekt gelebt.
In der Kirche sind 
Mitgefühl und 
Liebe für den 
Nächsten wie 
das Salz in der 
Suppe. Ich kann 
meine Werte nach 
meinen eigenen 
Bedürfnissen selber de� nieren oder 
mich an der Bibel orientieren. Ich 
wähle die Bibel, weil ich überzeugter 
Christ bin.
Die EVP ist für mich die Partei, in der 
gerade diese Werte gelebt werden. 
Deshalb ist für mich die EVP nicht 
zweite Wahl. Sie vertritt Werte, die wir 
in unserem christlichen Abendland 
wieder dringend brauchen und die sie 
zielstrebig in die Politik einbringt.
Welche Werte sind dir wichtig? Und 
welche setzt du um?

Chlöisu (Niklaus) Burkhalter,
Pastor ICF, Ostermundigen

Niklaus BurkhalterNiklaus Burkhalter

B U N D E S H A U S P O S T

FRÜHJAHRSSESSION
Zwei Grundsatzdebatten prägten 
die Frühjahrssession der eidgenös-
sischen Räte: Zuwanderung und 
Arbeitslosigkeit. Anlass zu heftigen 
Auseinandersetzungen gibt die 
Abzocker-Initiative.

Taktik prägte die Abstimmungen zur 
11. AHV-Revision. Zwar hiess der 
Rat ein Modell gut, das mit 1,5 Mrd. 
Fr. � exible Frühpensionierungen 
ermöglicht. Aber dann löste er die 
Ausgabenbremse dafür nicht.
Bei der letzten Revision der Arbeits-
losenversicherung wies die EVP 
darauf hin, dass die beschlossenen 
Lohnprozente nicht mal in guten Zei-
ten ausreichen. Das nun entstandene 
Loch soll vor allem durch Leistungs-
kürzungen behoben werden. Die Lin-
ke beschloss deshalb das Referendum.
Bei der Behandlung der Abzocker-
initiative legen sich SVP und SP 
wahlstrategisch ins Zeug. Die EVP 
unterstützt die Initiative und den Ge-
genvorschlag, dämpft allerdings die 

Erwartungen. Für Ruedi Aeschbacher 
(EVP, ZH) ist höchst unsicher, ob eine 
Stärkung der Aktionärsdemokratie 
allein zu tieferen Bezügen führe.
In der ausserordentlichen Session zur 
Zuwanderung wunderte sich Walter 
Donzé (EVP, BE), dass sich die Schweiz 
mit einer sechsstelligen Zahl von 
illegal Anwesenden einfach ab� n-
det. Sein Votum zum unbeherzten, 
uneinheitlichen, inkonsequenten und 
letztlich auch nicht menschenwürdi-
gen Vollzug fand grosse Beachtung.
Die EVP unterstützt sowohl die Klima-
initiative wie auch die Revision 
des CO2-Gesetzes. Alles, was dem 
Klima nachhaltig helfe, müsse jetzt 
angepackt werden, betonte Ruedi 
Aeschbacher, Mitglied des Initiativko-
mitees. Die Motion von EVP-Präsident 

Walter Donzé Ruedi Aeschbacher

Heiner Studer für eine ökologische 
Steuerreform ging dank der EVP mit 
90:87 Stimmen an den Bundesrat. 
Dieser muss nun eine Vorlage ausar-
beiten, die «Elemente einer Ökologi-
sierung» des Steuersystems enthält.
Der Zivildienst ist unter Druck: Weil 
deutlich mehr Gesuche eingereicht 
wurden als in den Vorjahren, fürchten 
Bürgerliche um die Armee. Walter 
Donzé wollte wissen, ob gleichzeitig 
die Abgänge aus medizinischen Grün-
den zurückgegangen seien. Erst dann 
könne sachlich über allfällige Anpas-
sungen im Gesetz diskutiert werden. 
Fifa und Uefa müssen ihre Gewinne 
auch künftig nicht versteuern. Eine 
Parlamentarische Initiative von Ruedi 
Aeschbacher wurde mit 116:58 abge-
lehnt. Dafür folgte ihm der Nationalrat 
beim Handelsverbot mit Robben-
fellen.
Zwei Initiativen wollen das Bauspa-
ren steuerlich privilegieren. Vom 
erleichterten Zugang zum Wohnei-
gentum pro� tieren aber nur ganz 
wenige Familien, hingegen sehr viele, 
vor allem hohe Einkommen von den 
Steuerabzügen. Die EVP-Nationalräte 
lehnten die Steuersenkungsvorlagen 
darum ab.

EVP Schweiz

Der Zentralvorstand der EVP hat die 
Vorbereitung einer Volksinitiative 
 beschlossen. Sie soll festhalten, dass 
die Schweiz aus ihrem christlichen 
Erbe schöpft. Nach einer Vernehm- 
lassung wird eine Delegiertenver-
sammlung de� nitiv über die Lancie-
rung entscheiden.

Ein neuer Absatz in Artikel 72 (Kirche 
und Staat) soll in der Bundesverfas-
sung festhalten, dass die Schweiz aus 
ihrem christlichen Erbe schöpft. Diese 
Formulierung weist nicht nur auf das 
zurückliegende Erbe hin, sondern 
zeigt, dass dieses Erbe auch heute 
unser Handeln beein� usst.
Die Schweiz und ihre historischen 
Errungenschaften gründen auf 
christlichen Überzeugungen. Das soll 

E V P - V O L K S I N I T I A T I V E

VERWEIS AUFS CHRISTLICHE ERBE
in der Verfassung seinen Niederschlag 
� nden. Der Bedeutungsverlust des 
Christentums löst Angstreaktionen 
aus und mündet in Verboten, wie zu-
letzt dem Minarettverbot. Die EVP will 
dieser Angstkultur entgegentreten, 
indem das uns nach wie vor prägen-
de christliche Erbe in der Verfassung 
verankert wird und dadurch eine 
Legitimation für das Christentum und 
seine ö� entlichen Ausprägungen 
erreicht wird.

Menschenrechte, Demokratie 
und Rechtsstaat respektieren
Die Diskussion um den de� nitiven 
Text ist nicht abgeschlossen. In 
Erwägung zieht die EVP auch einen 
Absatz, wonach Kirchen und Reli-
gionsgemeinschaften zu einem von 
Toleranz getragenen Zusammenle- 
ben beitragen sollen und Menschen- 

rechte, Demokratie und Rechtsstaat 
respektieren müssen.
An der Zuständigkeit der Kantone für 
das Verhältnis von Kirche und Staat 
soll nichts geändert werden. Aller-
dings wird von den verschiedenen 
Religionsgemeinschaften als Mangel 
empfunden, dass gesamtschweize-
risch kein klar de� nierter Ansprech-
partner vorhanden ist. Diesem Manko 
könnte begegnet werden, wenn 
dem Bund die Beziehungsp� ege zu 
gesamtschweizerisch tätigen Kir-
chen und Religionsgemeinschaften 
obliegen würde. Der Zentralvorstand 
hat das Anliegen in Vernehmlassung 
gegeben bei den verschiedenen Par-
teiorganen, den Kirchen und weiteren 
Partnerorganisationen, welche an 
dieser Fragestellung interessiert sind.

Heiner Studer, Präsident EVP Schweiz

Dramatischer Spendeneinbruch
Obwohl sich das Wahlbudget der 
EVP im ähnlichen Rahmen be-
wegte wie im Jahr 2006, hinterlas-
sen die diesjährigen kantonalen 
Wahlen bei der EVP ein riesiges 
� nanzielles Loch: Wegen einem 
dramatischen Spendenrückgang 
türmen sich im Moment bei der 
EVP Kanton Bern unbezahlte 
 Rechungen von total rund 
100 000 Franken. Ob diese völlig 
unerwartete Situation ausschliess-
lich auf die Wirtschaftskrise zurück-
zuführen ist oder ob auch andere 
Gründe mitspielen, ist im Moment 
ein ungelöstes Rätsel.
Die Parteileitung prüft nun Spar-
möglichkeiten beim Personal und 
im Budget für die Nationalrats-
wahlen 2011 und bittet Sie, liebe 
Leserinnen und Leser, ganz herzlich 
um Unterstützung. Bitte leisten Sie 
im Rahmen Ihrer Möglichkeiten 
mit dem beiliegenden Einzah-
lungsschein (EVP Kanton Bern, 
Postcheckkonto 30-20312-1) einen 
Beitrag zum Abbau des grossen 
Schuldenberges.

Vielen herzlichen Dank!

Gerhard Baumgartner
Präsident EVP Kanton Bern

PEV: recul dramatique des dons!
Malgré un budget équilibré, le PEV BE se trouve 
devant un gou� re � nancier abyssal. A cause 
d’un recul dramatique des dons il se retrouve 
actuellement avec des factures impayées à 
hauteur de 100 000.–. Le comité est en train 
d‘analyser la situation et envisage des coupes au 
niveau du personnel et dans le budget pour les 
élections fédérales 2011. Nous vous prions, chers 
lecteurs et lectrices, de nous soutenir � nancière-
ment en utilisant le BV ci-joint (PEV canton de 
Berne, CCP 30-20312-1) a� n que nous puissions 
réduire notre dette dans le meilleur des délais. 

Un grand merci d’avance de notre part!

Gerhard Baumgartner, président PEV BE

POURQUOI JE M’ENGAGE AU PEV
Le PEV réveille la � bre politique qui dormait en moi. Avec le PEV, 
je peux apporter du sang neuf dans la politique régionale du 
Jura bernois, une objectivité neutre et une ouverture vers un 
futur dynamique.

Manuel Gsteiger, conseiller communal, Reconvilier

AUS DER EVP SCHWEIZ
Auf Aeschbacher folgt Ingold
Nach 32 Jahren in einem politischen 
Amt und gut zehn Jahren im Natio-
nalrat tritt Ruedi Aesch bacher (EVP, 
ZH) auf den 31. Mai zurück. Er hat 
sich in der Stadt Zürich mit seiner 
öko logischen Verkehrspolitik pro-
� liert und wurde im Parlament für 
seine klaren Positionen geschätzt. 

Seine Nachfolgerin wird Maja Ingold 
(www.majaingold.ch), bis vor kurzem 
Sozialvorsteherin der Stadt Winterthur. 
Sie wird erste Nationalrätin der EVP. 
Aeschbacher verbleibt in der Ge-
schäftsleitung der EVP Schweiz.

Abtreibungs� nanzierung privat
Die Geschäftsleitung der EVP Schweiz 
unterstützt die Initiative, die Abtrei-
bungen aus der Grundversicherung 
streichen will. Die EVP will nicht die 
Frauen � nanziell bestrafen, sondern 
die Zahl der Abtreibungen senken. 
Zudem soll niemand über seine 
Prämien die Abtreibungen anderer 
mit� nanzieren müssen und Jugend-
liche sollen nicht mehr ohne Wissen 
ihrer Eltern zur Abtreibung gedrängt 
werden können.

AUS DEM NATIONALRAT
Langzeitarbeitslosigkeit mildern
EVP-Nationalrat Walter Donzé (BE) 
will vom Bundesrat wissen, wie er die 
vermutlich ansteigende Langzeitar-
beitslosigkeit mildern will, um neue 
Armutsfälle zu vermeiden.

Gemeindetageskarten retten
Ruedi Aeschbacher (EVP, ZH) wehrt 
sich gegen den 15 %-Aufschlag bei 
den Gemeinde-Tageskarten der SBB 
und ihre Gültigkeit neu erst ab 9 Uhr. 
So würden vor allem Personen aus 
den schwächsten sozialen Schichten 
und Randre gionen getro� en.

Kontrollverlust durch 
 Auslagerung
Immer mehr Aufgaben von Bundes-
rat und Verwaltung wurden in den 

Ü B E R  D E N  G A R T E N Z A U N

EVP-POLITIK IN KÜRZE
letzten Jahren an Kommissionen, 
Verwaltungsräte der SBB, Post oder 
Swisscom oder Aufsichtsbehörden 
wie die Finma ausgelagert. Aesch-
bacher wehrt sich in einer Interpellati-
on gegen diesen Verlust an politischer 
Kontrolle. 

Ambulante Alkoholtherapie
Aeschbacher will den Bundesrat 
mittels Interpellation dazu bewegen, 
auch ambulante Alkoholbehand-
lungen in den Leistungskatalog der 
Krankenversicherung aufzunehmen, 
da diese erwiesenermassen gleich 
wirksam, aber kostengünstiger seien 
als die stationären Massnahmen.

AUS DEN KANTONEN
Gemeindewahlen im Kt. Zürich
Auch bei den Zürcher Gemeindewah-
len bekam die EVP die Konkurrenz 
durch neue Parteien zu spüren. In den 
Gemeindeparlamenten gab es zum 
Teil leichte Verluste, in den Exekutiven 
wurden die EVP-Mandate aber fast 
überall bestätigt. In Urdorf stellt die 
EVP mit Sandra Rottensteiner neu 
gar die Gemeinderatspräsidentin. 
Die EVP ist zudem weiter oder neu in 
den Exekutiven von Bülach, Dietikon, 
Kloten, Op� kon-Glattbrugg,  Schlieren, 
Wädenswil, Obfelden, Rorbas und 
 Unterstammheim und in vielen 
 Gemeindeparlamenten vertreten.

Starke Position in Riehen (BS)
In Riehen hat die EVP neu sechs statt 
sieben Mandate in der Legislative. Mit 
Gemeindepräsident Willi Fischer (bis-
her) und Annemarie Pfeifer (neu) stellt 
sie weiterhin zwei Exekutivsitze.

Gegen Sonntagsverkäufe
Die EVP Kanton Aargau hat das 
Behördenreferendum gegen weitere 
Sonntagsverkäufe ergri� en und koor-
diniert den Abstimmungskampf. Die 
schwindende Sonntagsruhe erschwe-
re die Erholung im Familien- und 
Freundeskreis.

Zürcher EVP will Uferwege
Die EVP Kanton Zürich lanciert eine 
Volksinitiative für durchgehende Ufer-
wege an Zürcher Gewässern. Dabei 
müssen Natur- und Landschaftsschutz 
berücksichtigt und die Wege möglichst 
nahe am Wasser geführt werden.

EVP Thurgau für faire Steuern
Im Kanton Thurgau wehrte sich die 
EVP erfolgreich gegen die Flat-Rate-
Tax und leitete ein bürgerliches Komi-
tee unter Beizug der Landeskirche. 

Fischer ist höchster Zürcher
Ab Mai präsidiert Gerhard Fischer den 
Zürcher Kantonsrat und ist damit für 
ein Jahr höchster Zürcher.

EVP-Nationalrätin Maja Ingold.EVP-Nationalrätin Maja Ingold.


